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Über die Gemeinnützigkeit wird auch weiterhin nicht  beim Verfassungsschutz 
entschieden. Protest von NGOs zeigt Wirkung.  

 

Ein breites Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen wandte sich gegen 
Planungen der Bundesregierung im Jahressteuergesetz folgenreich das Wort 
„widerlegbar“ zu streichen. In Zukunft hätte dann die Erwähnung einer Organisation 
in einem der 17 Verfassungsschutzberichte des Bundes oder der Länder unmittelbar 
den Verlust der Gemeinnützigkeit – und damit im Allgemeinen auch der 
Förderwürdigkeit für öffentlich geförderte Projekte – nach sich gezogen. Dieser neue 
und für die Finanzbehörden bindende Automatismus ergab sich durch die Streichung 
des Wortes „widerlegbar“ im Gesetzentwurf für das Jahressteuergesetz. Bisher 
lautete die entsprechende steuerrechtliche Bestimmung: „Bei Körperschaften, die im 
Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremistische 
Organisation aufgeführt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind.“  

 

Dass es sich dabei nicht um eine theoretische Diskussion handelt, zeigt etwa das 
Beispiel des Neuruppiner Vereins „MittenDrin“, der 2012 mit dem Julius-Rumpf-Preis 
ausgezeichnet wurde. Der Verein wurde in zwei brandenburgischen 
Verfassungsschutzberichten unter „linksextremistische Aktivitäten in Jugendzentren“ 
erwähnt und klagte erfolgreich gegen diese Vorwürfe. Das Verwaltungsgericht 
Potsdam nannte die Arbeit des Verfassungsschutzes im Urteil „tendenziös und 
unzulässig ungenau“ und veranlasste die Schwärzung der Erwähnung des Vereins. 
Auch die bayerische Antifaschistische Informations-, Dokumentations- und 
Archivstelle a.i.d.a. erzielte einen Erfolg vor Gericht. Für diese Vereine hätte der 
Entzug der Gemeinnützigkeit eine Gefährdung ihrer Existenz bedeutet. Statt einer 
Klage vor dem Finanzgericht wäre in Zukunft eine wesentlich kostspieligere und 
langwierigere Klage vor dem jeweils zuständigen Verfassungsgericht erforderlich 
gewesen. 

 

Zu den Erstunterzeichnern eines Offenen Protestbriefes gegen den Gesetzentwurf 
gehörten u. a. Attac Deutschland, der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
e.V. (BUND), Greenpeace e.V., die Humanistische Union e.V., der Interkultureller Rat 
in Deutschland e.V., die NaturFreunde Deutschlands und Pro Asyl. Mitte Oktober 
2012 wurde nun bekannt, dass die Bundesregierung auf die Streichung des Wortes 
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„widerlegbar“ verzichtet und damit den vielfältigen Protesten aus der Zivilgesellschaft 
nachgegeben hat. Damit ist nun auch weiterhin das Finanzamt (und nicht die 
Verfassungsschutzbehörden) für die Anerkennung und Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit zuständig. 
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